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内での最適配分を達成し、域内市場の実現に貢献するという経済的な目的を
持つものであった。このため、欧州経済共同体設立条約（Vertrag zur 














































































































































































































































































































































































































































































３　本稿では、欧州連合司法裁判所（Gerichtshof der Europäischen 
Union））並びにその前身である欧州共同体司法裁判所及び欧州経済共
同体司法裁判所を含めて「司法裁判所」という。
４　たとえば、1998年に出されたKohll事件の判決（EuGH, Rs. C-158/96 























10　Verordnung Nr. 3 des Rates über die soziale Sicherheit der 
Wanderarbeitnehmer.
11　Verordnung Nr. 4 des Rates zur Durchführung und Ergänzung 
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る現行のEU規則である「社会保障制度の調整に関する規則（規則
883/2004）」においては、加盟国のすべての国民が対象とされている。
13　Verordnung （EWG） Nr. 1612/68 des Rates vom 15. 10. 1968 über 
die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft.
14　「労働者の自由移動」などの稼得活動に関連した自由移動の権利は、
一般的な自由移動の権利に優先する（Becker, 2015: 2）。





18　EuGH, Rs. C-184/99 （Grzelczyk）, Slg. 2001, I-6193.




21　Richtlinie 93/96/EWG des Rates vom 29. 10. 1993 über das 
Aufenthaltsrecht der Studenten.




24　Richtlinie 90/364/EWG des Rates vom 28. 6. 1990 über das 
Aufenthaltsrecht.
25　自由移動指令の制定理由の（３）による。
26　Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 29. 4. 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten 
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負担をかける可能性のあるものである（EuGH, Urteil vom 19. 9. 2013, 
Rs. C-140/12 （Brey））。
29　EuGH, Urteil vom 11. 11. 2014, Rs. C-333/13 （Dano）.
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Unionsbürgerschaft und Inanspruchnahme von Sozialleistungen
MATSUMOTO Katsuaki
Mit der Einführung der Unionsbürgerschaft durch den Vertrag von 
Maastricht im Jahr 1992 wurde jedem Unionsbürger das Recht, in 
jeden anderen Mitgliedstaat frei einzureisen und sich dort aufzuhalten, 
verliehen. Dieser Aufsatz hat das Verhältnis zwischen dem 
Freizügigkeitsrecht der Unionsbürger und ihrer Inanspruchnahme von 
Sozialleistungen des Aufnahmemitgliedstaats geprüft und dadurch 
folgende Punkte geklärt.
Mit der Verkoppelung des Freizügigkeitsrechts mit dem Verbot der 
Diskriminierung aus Gründen der Staatszugehörigkeit leitete der 
Europäische Gerichtshof (EuGH) ab, dass jeder Unionsbürger einen 
gleichen Anspruch auf Sozialleistungen wie die Zugehörigen des 
Aufnahmemitgliedstaats hat. 
Andererseits wurden die Regelungen, deren Ziel es ist, die 
unangemessene Inanspruchnahme von Sozialhilfeleistungen zu 
verhindern, durch die im Jahr 2004 erlassene Freizügigkeits-Richtlinie 
(2004/38/EG) gestärkt. In Entscheidungen, die nach dem Inkrafttreten 
dieser Richtlinie getroffen wurden, erkannte der EuGH aufgrund 
dieser Regelungen an, dass der Aufnahmemitgliedstaat die Gewährung 
der Sozialhilfeleistungen an den nichterwerbstätigen Unionsbürger 
verweigern darf. Dem EuGH wurde vorgeworfen, dass durch seine 
Entscheidungen der Unionsbürger wieder „Marktbürger“ geworden ist, 
dessen Freiheit und Gleichheit allein zur Erfüllung der ökonomischen 
Ziele der EU gewährleistet werden. 
Mit dem sich vergrößernden Gefälle des Niveaus der Einkommen 
und des sozialen Sicherungssystems zwischen den Mitgliedstaaten, die 
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die Osterweiterung der EU sowie die Wirtschafts- und Finanzkrise mit 
sich brachten, könnte jedoch die sozialhilfeinduzierte Wanderung 
einer größeren Zahl von Unionsbürgern das soziale Sicherungssystem 
des Aufnahmemitgliedstaats gefährden. Um dies zu vermeiden, sind 
gewis se  Vorausse t zungen und Besch ränkungen fü r  das 
Aufenthaltsrecht der nichterwerbstätigen Unionsbürger und ihre 
Inanspruchnahme von Sozialhilfeleistungen des Aufnahme 
-mitgliedstaats notwendig.
